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Richard Hugh Patrick
gegen Minister für kulturelle Angelegenheiten

(Ersuchen um Vorabentscheidung,
vorgelegt vom Tribunal Administratif Paris)

Rechtssache 11/77

Leitsätze

1. Niederlassungsfreiheit — Beschränkungen — Aufhebung — Übergangszeit —
Ablauf — Grundsatz der Inländerbehandlung — Unmittelbare Geltung
(EWG-Vertrag Artikel 7, 8 Absatz 7 und 52)

2. Niederlassungsfreiheit — Neue Mitgliedstaaten — Beschränkungen — Aufhe­
bung — Inkrafttreten
(EWG-Vertrag Artikel 52)

3. Niederlassungsfreiheit — Zugang zu bestimmten Berufen — Erfordernis eines
Diploms — Beseitigung — Richtlinien des Rates — Fehlen — Verweigerung der
Niederlassungsfreiheit — Unzulässigkeit
(EWG-Vertrag Artikel 52, Artikel 57 Absatz 1)

1. Der Grundsatz der Inländerbehand­

lung ist einer der grundlegenden
Rechtssätze der Gemeinschaft. Als

Verweisung auf die Gesamtheit der
vom Aufnahmestaat auf die eigenen
Staatsangehörigen tatsächlich ange­
wandten Rechtsvorschriften ist dieser

Grundsatz seinem Wesen nach geeig­
net, von den Angehörigen aller übri­
gen Mitgliedstaaten unmittelbar gel­
tend gemacht zu werden. Soweit er
das Ende der Übergangszeit als Zeit­
punkt für die Herstellung der Nieder­
lassungsfreiheit bestimmt, erlegt Arti­
kel 52 eine Verpflichtung auf, deren
Ergebnis klar umrissen ist und deren
Erfüllung durch die Verwirklichung
programmatisch festgelegter, abgestuf­
ter Maßnahmen zwar erleichtert, nicht
aber bedingt werden sollte. Artikel 52

des EWG-Vertrags ist seit Ablauf der
Übergangszeit eine unmittelbar gel­
tende Bestimmung, auch wenn für be­
stimmte Bereiche die in den Artikeln
54 Absatz 2 und 57 Absatz 1 des Ver­

trages vorgesehenen Richtlinien nicht
ergangen sind.

2. Hinsichtlich der neuen Mitgliedstaa­
ten und ihrer Staatsangehörigen ist
der Grundsatz des Artikels 52 vom

Inkrafttreten des Beitrittsvertrages
vom 22. Januar 1972, also vom 1. Ja­
nuar 1973 an, voll wirksam, da in die­
sem Vertrag Übergangsvorschriften für
das Niederlassungsrecht fehlen. Folg­
lich kann ein Mitgliedstaat in bezug
auf einen Angehörigen eines neuen
Mitgliedstaats nach dem 1. Januar
1973 die Ausübung des freien Nieder­
lassungsrechts nicht von einer nur
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ausnahmsweise erteilten Genehmi­

gung abhängig machen, soweit dieser
Angehörige die vom Niederlassungs­
staat für die eigenen Staatsangehöri­
gen gesetzlich vorgeschriebenen Vor­
aussetzungen erfüllt.

3. Es stellt ein Hindernis für die wirk­

same Ausübung der. Niederlassungs­
freiheit dar, wenn die einzelnen Mit­
gliedstaaten für den Zugang zu be­
stimmten Berufen den Besitz eines

Diploms gesetzlich vorschreiben. Die
Beseitigung dieses Hindernisses soll,
mit den Worten des Artikels 57 Ab­

satz 1, durch Richtlinien des Rates für

die gegenseitige Anerkennung der
Diplome, Prüfungszeugnisse und son­
stigen Befähigungsnachweise erleich­
tert werden. Jedoch berechtigt der
Umstand, daß diese Richtlinien noch
nicht erlassen worden sind, einen Mit­
gliedstaat nicht, einer dem Gemein­
schaftsrecht unterstehenden Person

die tatsächliche Ausübung der in Arti­
kel 52 vorgesehenen Niederlassungs­
freiheit zu verwehren, wenn diese Frei­
heit in diesem Mitgliedstaat insbeson­
dere auf der Grundlage der bereits gel­
tenden Rechtsvorschriften gewährlei­
stet werden kann.

In der Rechtssache 11/77

betreffend das dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag von dem
Tribunal administratif Paris in dem vor diesem Gericht anhängigen Rechts­
streit

Richard Hugh Patrick

gegen

Minister für kulturelle Angelegenheiten

vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Artikel
52 bis 54 EWG-Vertrag

erläßt

DER GERICHTSHOF

unter Mitwirkung des Präsidenten H. Kutscher, der Kammerpräsidenten A. M.
Donner und P. Pescatore, der Richter J. Mertens de Wilmars, M. Sørensen, A.
J. Mackenzie Stuart, A. O'Keeffe, G. Bosco und A. Touffait,

Generalanwalt: H. Mayras
Kanzler: A. Van Houtte

folgendes
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